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Neues Staatsangehörigkeitsrecht:
Einbürgerungsanträge steigen in RP

Das neue Staatsangehörigkeitsrecht in Rheinland-Pfalz
verändert die Einbürgerungsverfahren und steigert die

Antragzahlen erheblich.

Das neue Staatsangehörigkeitsrecht, das seit Ende Juni in
Deutschland in Kraft ist, hat weitreichende Auswirkungen auf die
Einbürgerungsämter und die Abwicklung von
Einbürgerungsanträgen. Insbesondere in Rheinland-Pfalz stehen
die zuständigen Behörden vor neuen Herausforderungen und
Anforderungen, die die bürokratischen Abläufe erheblich
beeinflussen können.

Veränderungen in der Bearbeitung von
Anträgen

Mit dem neuen Gesetz wurde die Frist für die Einbürgerung
erheblich verkürzt: Zukünftig können Ausländerinnen und
Ausländer nach fünf Jahren, anstatt wie bisher nach acht Jahren,
die deutsche Staatsangehörigkeit beantragen. Besondere
Integrationsleistungen ermöglichen sogar eine Einbürgerung
bereits nach drei Jahren. Diese Reform schafft nicht nur neue
Möglichkeiten für die Antragsteller, sondern erhöht auch den
Druck auf die Verwaltung, die Anträge pünktlich und gründlich
zu bearbeiten.

Steigende Antragszahlen in verschiedenen
Bundesländern



Die Reform hat bereits in mehreren Bundesländern zu einem
Anstieg der Anträge geführt. So verzeichnete Berlin im Juni etwa
4.000 neue Anträge beim Landesamt für Einwanderung. Im
darauffolgenden Monat, zwischen dem 27. Juni und dem 21. Juli,
stieg die Zahl auf über 5.000 Anträge. Auch in Bayern zeigt sich
ein deutlicher Trend: Der monatliche Durchschnitt lag von Januar
bis Mai bei über 5.600 Anträgen, wobei im Juni mehr als 8.400
Anträge eingehen. Es wird erwartet, dass diese Zahlen weiter
ansteigen.

Verzögerungen bei der Bearbeitung der
Anträge

Die gestiegene Anzahl an Anträgen hat zur Folge, dass die
Bearbeitungszeiten in vielen Bundesländern, darunter auch
Mecklenburg-Vorpommern, erheblich ansteigen. Dort liegen die
aktuellen Wartezeiten zwischen 12 und 18 Monaten. Die
Behörden müssen sich auf die hohe Nachfrage einstellen und
gleichzeitig sicherstellen, dass sie die notwendigen
Informationen und Beweismittel zur Bearbeitung der Anträge
erheben.

Statistische Erfassung erst ab 2025

In Rheinland-Pfalz jedoch wird derzeit noch keine statistische
Erfassung der Anträge durchgeführt. Laut dem
Integrationsministerium in Mainz soll die systematische
Erfassung erst im Jahr 2025 beginnen. Diese Verzögerung
könnte es schwierig machen, einen genauen Überblick über die
vorliegenden Anträge und die Herausforderungen, die sich aus
der Reform ergeben, zu gewinnen.

Fazit: Ein Schritt in die richtige Richtung

Die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts ist ein wichtiger
Schritt zur Förderung der Integration und zur Anpassung an die
Bedürfnisse der heutigen Gesellschaft. Durch die Möglichkeit der



Mehrstaatigkeit und die schnelleren Einbürgerungszeiten wird
eine diversifizierte und integrierte Gesellschaft weiter gefördert.
Es bleibt jedoch abzuwarten, wie die Verwaltung mit dem
erhöhten Ansturm erfolgreich umgehen kann und ob die
angekündigten Maßnahmen zur Statistikalisierung tatsächlich
umgesetzt werden.
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